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Die Abgeordneten zum Nationalrat Dkfm. Löffler und Genossen haben am 24. 

Oktober 1983 unter der Nr. 275/J an mich eine schriftliche parlamentarische 

Anfrage betreffend Nichtbeantwortung eines Schreibens der Niederösterreichi­

schen Erdöl- und Erdgasgemeinden durch den Bundeskanzler gerichtet, welche 

folgenden Wortlaut hat: 

"1) Wieso haben Sie die Eingabe des Bundes der Niederösterreichischen 
Erdöl- und Erdgasgemeinden, in der eine Beteiligung der Niederöster­
reichischen Erdöl- und Erdgasgemeinden am Förderzins gefordert wird, 
nicht beantwortet? 

2) Wie steht die sozialistische Koalitionsregierung zur im Schreiben des 
Bundes der Niederösterreichischen Erdöl- und Erdgasgemienden gestellten 
Forderung auf Beteiligung eier Uiederösterreichische,n Erdöl- und Erdgas­
gemeinden am Förderzins?" 

Ich beehre mich, diese Anfrage wie folgt zu beantwortei. 

Zu Frage 1: 

Ich habe am 16. Juni 1983 ein Schreiben des Herrn Bürgermeisters Ferdinand 

Reiter in der Angelegenheit der Beteiligung am Förde.t·zins erhalten. Am 3D. Juni 

1983 ist ein we1teres Schreiben des Bundes der Niederösterreichischen Erdöl­

und Erdgasgemeinden mit identischem Wortlaut eingelangt. staatssekretär Dkfm. 

Lacira hat das Schreib6n des Herrn Bürgermeisters Ferdinand Reiter in meinem 

Auftrag am 31. August 1983 beantwortet. Eine Beantwortung des Schreibens vom 

30. Juni 1983 unterblieb ceshalb, weil Bürgermeister Reiter diesen Brief 

mitunterzeichnet hat und daher angenommen werden konnte, daß auch die anderen 

Vorstandsmitglieder des Bundes der Niederösterreichischen Erdöl- und Erdgasge-
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meinden entsprechend informiert würden. Im übrigen hat Staatssekretär Ekfm. 

Lacina den Sachverhalt mit Schreiben vom 4. November 1983 Herrn Bürgermeister 

Reiter mitgeteilt und seine stellungnahme auch den drei Klubobmännern zur 

Verfügung gestellt. 

Zu Frage 2: 

Anläßlich der' Beantwortung parlamentarischer Anfragen habe ich wiederholt 

festgestellt, daß die Bezeichnung "sozialistische Koalitionsregierung" oder 

"sozialistische Regierungskoalition" nicht richtig ist. Wir haben in Öster­

reich derzeit eine Regierung, die von Vertretern der Sozialistischen Partei 

Österreichs und der Freiheitlichen Partei Österreichs gebildet wird. Ich 

möchte nochmals ersuche.-n, dieser Tatsache künftig auch terminologisch Rechnung 

zu tragen. 

Zur Frage selbE:t teile ich mit, daß staatssekretär Dkfm. Lacina in meinem 

Auftrag das Bundesministerium für Finanzen bezüglich der Forderung auf Betei­

ligung am Förderzins um eine stellungnahme ersucht hat. 

Nach diesen Informationen läßt jedoch das Steueraufkommen von 1981 auf 1982 

keinen Hinweis darauf zu, daß größere Einbrüche beim Ertrag der Lohnsummen­

steuer und der Gewerbesteuer vom Ertrag zu erwarten sind. Soweit Korrekturen 

aufgrund zu hoher Einkommenzuweisungen aus den Vorjahren im Jahre 1982 notwen­

dig wurden, hat die ÖMV-AG durch entsprechende Abgabenvorauszahlungen Erleich­

tel~ngen geschaffen. Einer Beteiligung der Gemeinden an den Einnahme des 

Bundes aus den Förderungszinszahlunge.-n der ÖMV-·AG kann aber allein schon wegen 

der Beispielsfolgerungen nicht näher getreten werden. 
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